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ANFRAGE
des Abgeordneten KO Mag. Walter Guggenberger betreffend

Umsetzung der Staatszielbestimmung zugunsten der Menschen mit Behinderungen durch das Land Tirol

an Landeshauptmann DDr. Herwig van Staa

Aufgrund eines Antrages der Abg. Christa Gangl u.a. hat der Tiroler Landtag in seiner Sitzung vom 7. Mai 1998 folgende Entschließung gefasst: 

„Die Tiroler Landesregierung wird aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass einerseits in sämtlichen Dienststellen des Landes eine Überprüfung in bezug auf diskriminierende Bestimmungen oder Maßnahmen sowie deren Beseitigung erfolgen und andererseits bei der Neufassung von Gesetzen und Verordnungen besonderes Augenmerk auf die Umsetzung der Staatszielbestimmungen gelegt werden soll.“

Seit diesem Beschluss des Tiroler Landtages sind nahezu 5 Jahre vergangen.

Daraus ergeben sich nachstehende Anfragen:

1. In welchen Dienststellen des Landes hat eine Überprüfung in Bezug auf diskriminierende Bestimmungen stattgefunden?

2. Welche Maßnahmen wurden zu deren Beseitigung gesetzt?

3. Bei welchen Gesetzen und Verordnungen wurde im Zuge ihrer Neufassung Augenmerk auf die gegenständliche Staatszielbestimmung gelegt?

4. Sind Sie bereit, diese Bestimmungen des Art. 7 Abs. 1 BVG den Dienststellen des Landes neuerlich in Erinnerung zu rufen, zumal der Eindruck besteht, dass weder das darin enthaltene Diskriminierungsverbot noch das Gleichbehandlungsgebot die gebotene öffentliche Aufmerksamkeit findet?
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